
F
ür Menschen, die vor Krieg, 

Elend und Verfolgung aus Afri-

ka oder arabischen Ländern nach 

Europa flüchten, war 2015 das bislang 

tödlichste Jahr. W
ie die Internationale 

Organisation für Migration (IO
M) am 

Dienstag mitteilte, ertranken allein im 

Mittelmeer 3.771 Flüchtlinge. Minde-

stens 32 weitere Menschen starben bei 

dem Versuch, die zu Spanien gehören-

den Kanarischen Inseln zu erreichen. 

Das schlimmste Unglück ereignete 

sich im vergangenen April, a
ls vor der 

libyschen Küste ein Schiff unterging 

und vermutlich mehr als 800 Menschen 

starben. Nur 28 Flüchtlinge konnten da-

mals gerettet werden.

Ein Ende des Sterbens ist weiter 

nicht in Sicht. Allein am Dienstag er-

tranken nach Angaben der türkischen 

Gendarmerie mindestens 24 weitere 

Menschen, als ihre Boote auf stürmi-

scher See kenterten. Unter den Opfern, 

die an den Stränden von Ayvalik ange-

spült wurden, waren mehrere Kinder, 

berichtete die halbamtliche türkische 

Nachrichtenagentur Anadolu unter Be-

rufung auf Beamte der Küstenwache. 

Der Landrat von Ayvalik, Namik Ke-

mal Nazli, befürchtete gegenüber Jour-

nalisten, dass die Zahl der Todesopfer 

noch steigen könne. Seinen Angaben 

zufolge stammten die Flüchtlinge aus 

Algerien, Syrien und dem Irak.

Noch immer gibt es für die Schutz-

suchenden praktisch keine legalen We-

ge nach Europa, so dass si
e dazu ge-

zwungen sind, sich in die Hände von 

Schleuserbanden zu begeben und die 

lebensgefährliche Überfahrt zu wagen. 

Unter den so Fliehenden sind immer 

mehr Frauen und Kinder. Wie das UN-

Flüchtlingshilfsw
erk UNHCR Ende 

Dezember mitteilte, stie
g der Anteil der 

Minderjährigen unter den in Griechen-

land ankommenden Flüchtlingen von 

16 Prozent im Juni auf 28 Prozent im 

November 2015, der Anteil erwachse-

ner Frauen von elf auf 17 Prozent. Als 

einen Grund dafür sieht der Geschäfts-

führer der Menschenrechtsorganisation 

Pro Asyl, Günter Burkhardt, die immer 

rigidere Festungspolitik. So konnten 

bis Februar 2014 in Deutschland le-

bende syrische Flüchtlinge Angehörige 

aus dem Kriegsgebiet mit Hilfe eines 

Programms der Bundesregierung zu 

sich holen, einige Bundesländer leg-

ten ähnliche Programme auf, die aber 

inzwischen auslaufen. Im November 

beschloss die Bundesregierung, den 

Familiennachzug zwei Jahre lang ganz 

auszusetzen und danach nur noch in 

engen Grenzen zu gestatten. Der dra-

stisc
he Anstieg des Anteils von Frauen 

und Kindern unter den Flüchtlingen sei 

deshalb auch eine Panikreaktion auf die 

Abschottungssignale aus Deutschland 

und Europa, warnte Burkhardt. »V
iele 

versuchen nun, die vermeintlich letzte 

Chance zu ergreifen, aus der Krisenre-

gion zu entkommen.«

Einer Lösung der unmenschlichen 

Situation sind die EU und ihre Mit-

gliedsländer noch immer nicht näher-

gekommen. Während die Abwehr der 

Schutzsuchenden durch Abkommen 

mit der Türkei und eine immer weite-

re Aufrüstung der Grenzschutzagen-

tur Frontex organisiert wird, greifen 

führende europäische Politiker zu 

rassist
ischen Parolen. Der tschechi-

sche Präsident Milos Zeman redete 

in seiner Neujahrsansprache von ei-

ner »organisierten Invasion«, durch 

die Islamisten Europa »schrittw
eise 

beherrschen« wollten. Zemans Amts-

vorgänger Vaclav Klaus warnte vor 

einem »Migrationstsunami«. Es gehe 

darum, »ob wir unsere europäische 

Kultur, Zivilisa
tion und Lebensweise 

durch Horden von Menschen zerstö-

ren lassen, die von anderen Konti-

nenten zu uns kommen«, wurde der 

74jährige von der Zeitung Lidové no-

viny zitiert.

Das Sterben geht weiter

»Eklatanter Fall von Polizeiversagen«

WWW.JUNGEWELT.DE

Regierung in Athen  

kürzt Renten

Athen. Die griechische Regierung 

hat ein neues Rentensystem aus-

gearbeitet und dies den interna-

tionalen Geldgebern zur Geneh-

migung vorgelegt. Der Vorschlag 

beinhaltet weitere Kürzungen von 

durchschnittlic
h 15 Prozent der 

Leistungen. Am härtesten triff
t es 

Medienberichten zufolge die Bau-

ern. Deren Rentenbeiträge steigen 

bis 2019 stufenweise von sieben 

auf 20 Prozent ihres Einkommens. 

Regierungschef Alexis Tsipras 

bezeichnete die Maßnahmen als 

»absolut notwendig«. Dagegen 

bereiten die Gewerkschaften für 

Ende Januar umfangreiche Streiks 

vor. Das erfuhr die Deutsche 

Presseagentur aus Kreisen des Ge-

werkschaftsdachverbandes für die 

Privatwirtsc
haft, G

SEE. (dpa/jW)

Siehe Seite 7

Weitere Soldaten sollen 

nach Mali und Irak

Berlin. Und wieder soll mehr deut-

sches Militär ins Ausland: Am 

heutigen Mittwoch will das Kabi-

nett die Bundeswehr-Kontingente 

im Irak und in Mali aufstocken. 

Insgesamt sollen Hunderte weitere 

Soldaten dorthin geschickt werden. 

Im Nordirak sollen künftig 150 

statt bislang rund 100 Militärs ein-

gesetzt werden. Bereits se
it einem 

Jahr bildet die Bundeswehr dort 

kurdische und andere einheimische 

Kämpfer aus. Das Engagement 

wurde von der Bundesregierung ge-

nutzt, um den Kriegseinsatz in Sy-

rien zu rechtfertigen: Die Bundes-

wehr sei bereits in
 der Region vor 

Ort, hieß es bei der entsprechenden 

Parlamentsdebatte. Bis zu 650 An-

gehörige der Bundeswehr sollen 

sich zudem an der UN-Missio
n 

Minusma im Norden Malis beteili-

gen. Angeblich zur Sicherung des 

Friedensprozesses. Der Einsatz gilt 

als gefährlich, die Region als un-

ruhig. Bislang beteiligen sich zehn 

Bundeswehr-Soldaten, 200 weitere 

befinden sich in einer Ausbildungs-

missio
n im Land.  

(dpa/AFP/jW)

Eines der Opfer der jüngsten Tragödie am Dienstag am Strand von Ayvalik in der Türkei

A
P

Ernstfall

VW-Betrug bei Abgaswerten:  

US-Regierung reicht Klage gegen 

Autokonzern ein

Achillesferse

Polens Rechtsregierung sorgt mit 

Gesetzesvorhaben für Unmut in 

EU. Von Reinhard Lauterbach

Bürgerkrieg

Türkei: Kurdische Bürgermeister ver-

haftet. Tote nach Artilleriebe-

schuss von Wohnhäusern

Friedensmarsch

»Luxemburg-Liebknecht-Demo ist 

die größte Manifestation gegen 

Krieg.« Patrik Köbele im Interview  
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Wieder ertrinken Dutzende Menschen im Mittelmeer. 2015 starben so viele wie nie 

zuvor. Politik von EU und Bundesregierung verschärft die Lage. Von André Scheer

Übergriffe in Köln: Fast 100 Anzeigen nach Silvesternacht. Neues Sicherheitskonzept

D
ie sexuellen Übergriffe

 auf 

Frauen rund um den Kölner 

Hauptbahnhof in der Silve-

sternacht haben Empörung über die 

Taten und Kritik
 an der Polizei aus-

gelöst. Bundesjustizminister Heiko 

Maas (SPD) sprach am Dienstag von 

einer »völlig neue Dimension organi-

sierter Kriminalität«. Sicherheitsbe-

hörden und Stadt berieten auf Initiati-

ve von Oberbürgermeisterin Henriette 

Reker (parteilos) Maßnahmen, um 

solche Vorfälle künftig zu verhindern.

Nach Polizeiangaben hatten sich 

am Silvesterabend auf dem Bahnhofs-

vorplatz aus einer Ansammlung von 

mutmaßlich 1.000 Personen mehrere 

Gruppen gebildet, die Frauen um-

zingelten, bedrängten und ausraub-

ten. Zeugen hätten die Angreifer als 

Männer beschrieben, die »dem Aus-

sehen nach aus dem arabischen oder 

nordafrikanischen Raum« stammen. 

Polizeipräsident Wolfgang Albers 

sprach von Sexualdelikten sowie ei-

ner Vergewaltigung, betonte: »Wir ha-

ben derzeit keine Erkenntnisse über 

die Täter«. Die Zahl der Anzeigen 

stieg am Dienstag auf fast 10
0. Die 

genauen Umstände blieben zunächst 

ungeklärt. Nach Polizeiangaben sol-

len alle verfügbaren Einsatzkräfte in 

der Nacht vor Ort gewesen sein, etwa 

210 Beamte in Spitzenzeiten.

Augenzeugen berichteten in meh-

reren Medien, die Polizisten seien 

überfordert gewesen. »Sollten die bis-

herigen Schilderungen zutreffen und 

sich bis zu tausend Personen an den 

Übergriffe
n beteiligt haben, dann ha-

ben wir es in Köln nicht nur mit einer 

besonders perfiden Dimension von 

bandenmäßiger Gewaltkriminalität zu 

tun, sondern auch mit einem eklatan-

ten Fall von Polizeiversagen«, sagte 

Ulla Jelpke, innenpolitisc
he Spreche-

rin der Linksfraktion im Bundestag. 

Sie betonte ihre Solidarität mit den 

Opfern. »Die Täter müssen ermittelt, 

verfolgt, gestellt u
nd konsequent zur 

Rechenschaft gezogen werden«, er-

klärte Jelpke weiter. Als Konsequenz 

aus den Übergriffe
n plant die Stadt 

Köln ihre Sicherheitsvorkehrungen 

für Großveranstaltungen wie den Kar-

neval zu verschärfen. OB Reker will 

hierfür Polizei und Bundespolizei 

stärker in die Pflicht nehmen.  (dpa/jW)
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Zeichen setzen

In Österreich begannen Debatten 

von Antifaschisten zur Analyse und 

strategischen Ausrichtung später als 

anderswo. Ein Beitrag zur »Offen-

sive gegen Rechts«. Von Christoph 

Altenburger, David Lang und Hanna 

Lichtenberger 
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F
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Elend und Verfolgung aus A
fri-

ka oder arabisch
en Ländern nach 

Europa flü
chten, war 2015 das bislang 

tödlich
ste Jahr. W

ie die Internationale 

Organisation für M
igration (IO

M) am 

Dienstag mitteilte, ertranken allein im
 

Mittelmeer 3.771 Flüchtlinge. Minde-

stens 32 weitere Menschen sta
rben bei 

dem Versuch, die zu Spanien gehören-

den Kanarisc
hen Inseln zu erreichen. 

Das schlimmste Unglück ereignete 

sich
 im vergangenen April, 

als v
or der 

libyschen Küste ein Schiff 
unterging 

und vermutlich
 mehr als 800 Menschen 

starben. Nur 28 Flüchtlinge konnten da-

mals gerettet werden.

Ein Ende des Sterbens ist 
weiter 

nicht in
 Sicht. A

llein am Dienstag er-

tranken nach Angaben der türkisch
en 

Gendarmerie mindestens 24 weitere 

Menschen, als ih
re Boote auf st

ürmi-

scher See kenterten. Unter den Opfern, 

die an den Stränden von Ayvalik ange-

spült wurden, waren mehrere Kinder, 

berich
tete die halbamtlich

e türkisch
e 

Nachrich
tenagentur Anadolu unter Be-

rufung auf Beamte der Küstenwache. 

Der Landrat von Ayvalik, Namik Ke-

mal Nazli, b
efürchtete gegenüber Jo

ur-

naliste
n, dass d

ie Zahl der Todesopfer 

noch steigen könne. Seinen Angaben 

zufolge sta
mmten die Flüchtlinge aus 

Algerien, Syrien und dem Irak.

Noch im
mer gibt es fü

r die Schutz-

suchenden praktisch
 keine legalen We-

ge nach Europa, so
 dass s

ie dazu ge-

zwungen sin
d, sic

h in die Hände von 

Schleuserbanden zu begeben und die 

lebensgefährlich
e Überfahrt zu wagen. 

Unter den so Fliehenden sind immer 

mehr Frauen und Kinder. W
ie das UN-

Flüchtlingshilfsw
erk UNHCR Ende 

Dezember mitteilte, stie
g der Anteil der 

Minderjährigen unter den in Griechen-

land ankommenden Flüchtlingen von 

16 Prozent im
 Juni auf 28 Prozent im

 

November 2015, der A
nteil e

rwachse-

ner Frauen von elf auf 17
 Prozent. A

ls 

einen Grund dafür sie
ht der Geschäfts-

führer der M
enschenrechtsorganisation 

Pro Asyl, G
ünter Burkhardt, die immer 

rigidere Festungspolitik
. So konnten 

bis Februar 2014 in Deutsch
land le-

bende syrisc
he Flüchtlinge Angehörige 

aus dem Kriegsgebiet m
it H

ilfe eines 

Programms der Bundesregierung zu 

sich
 holen, einige Bundesländer leg-

ten ähnlich
e Programme auf, d

ie aber 

inzwisch
en auslaufen. Im November 

beschloss die Bundesregierung, den 

Familiennachzug zwei Jahre lang ganz 

auszusetzen und danach nur noch in 

engen Grenzen zu gestatten. Der dra-

stisc
he Anstieg des Anteils v

on Frauen 

und Kindern unter den Flüchtlingen sei 

deshalb auch eine Panikreaktion auf die 

Abschottungssig
nale aus Deutsch

land 

und Europa, warnte Burkhardt. »V
iele 

versuchen nun, die vermeintlich
 letzte 

Chance zu ergreifen, aus der Krise
nre-

gion zu entkommen.«

Einer Lösung der unmenschlichen 

Situation sin
d die EU und ihre Mit-

gliedsländer noch immer nicht näher-

gekommen. W
ährend die Abwehr der 

Schutzsuchenden durch Abkommen 

mit der Türkei und eine immer weite-

re Aufrüstung der Grenzschutzagen-

tur Frontex organisie
rt w

ird, greifen 

führende europäische Politik
er zu 

rassis
tisc

hen Parolen. Der tschechi-

sche Präsident Milos Zeman redete 

in seiner Neujahrsansprache von ei-

ner »organisie
rten Invasion«, durch 

die Isla
miste

n Europa »schrittw
eise 

beherrsc
hen« wollten. Zemans A

mts-

vorgänger Vaclav Klaus warnte vor 

einem »Migrationstsu
nami«. Es gehe 

darum, »ob wir unsere europäische 

Kultur, Z
ivilisa

tion und Lebensweise 

durch Horden von Menschen zerstö
-

ren lassen, die von anderen Konti-

nenten zu uns kommen«, wurde der 

74jährige von der Zeitung Lidové no-

viny zitiert.

Das Sterben geht weiter

»Eklatanter Fall von Polizeiversagen«
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Regierung in Athen  

kürzt Renten

Athen. Die griechische Regierung 

hat ein neues Rentensystem aus-

gearbeitet und dies den interna-

tionalen Geldgebern zur Geneh-

migung vorgelegt. D
er Vorschlag 

beinhaltet weitere Kürzungen von 

durchschnittli
ch 15 Prozent der 

Leistu
ngen. Am härtesten trif

ft es 

Medienberichten zufolge die Bau-

ern. Deren Rentenbeiträge steigen 

bis 2019 stu
fenweise von sieben 

auf 20 Prozent ihres Einkommens. 

Regierungschef Alexis T
sipras 

bezeichnete die Maßnahmen als 

»absolut notwendig«. Dagegen 

bereiten die Gewerkschaften für 

Ende Januar umfangreiche Streiks 

vor. D
as erfuhr die Deutsche 

Presseagentur aus Kreisen des Ge-

werkschaftsd
achverbandes fü

r die 

Privatwirtsc
haft, G

SEE. (dpa/jW)
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Weitere Soldaten sollen 

nach Mali und Irak

Berlin. Und wieder so
ll m

ehr deut-

sches M
ilitä

r ins Ausland: Am 

heutigen Mittw
och will d

as Kabi-

nett die Bundeswehr-Kontingente 

im Irak und in Mali aufsto
cken. 

Insgesamt so
llen Hunderte weitere 

Soldaten dorthin geschickt werden. 

Im Nordirak sollen künftig
 150 

statt bisla
ng rund 100 Militä

rs e
in-

gesetzt werden. Bereits s
eit einem 

Jahr bildet die Bundeswehr dort 

kurdische und andere einheimische 

Kämpfer aus. D
as Engagement 

wurde von der Bundesregierung ge-

nutzt, um den Kriegseinsatz in Sy-

rien zu rechtfertig
en: Die Bundes-

wehr se
i bereits i

n der Region vor 

Ort, h
ieß es bei der entsprechenden 

Parlamentsdebatte. Bis zu 650 An-

gehörige der Bundeswehr so
llen 

sich zudem an der UN-Missio
n 

Minusma im Norden Malis b
eteili-

gen. Angeblich zur Sicherung des 

Friedensprozesses. D
er Einsatz gilt 

als g
efährlich, die Region als u

n-

ruhig. Bisla
ng beteiligen sich zehn 

Bundeswehr-Soldaten, 200 weitere 

befinden sich in einer Ausbildungs-

missio
n im Land.  

(dpa/AFP/jW)

Eines der Opfer der jüngsten Tragödie am Dienstag am Strand von Ayvalik in der Türkei

A
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Ernstfall

VW-Betrug bei Abgaswerten:  

US-Regierung reicht Klage gegen 

Autokonzern ein

Achillesferse

Polens Rechtsregierung sorgt mit 

Gesetzesvorhaben für U
nmut in 

EU. Von Reinhard Lauterbach

Bürgerkrieg

Türkei: K
urdische Bürgermeister ver-

haftet. Tote nach Artille
riebe-

schuss von Wohnhäusern

Friedensmarsch

»Luxemburg-Liebknecht-Demo ist 

die größte Manifestation gegen 

Krieg.« Patrik Köbele im
 Interview  
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D
ie sexuellen Übergriffe

 auf 

Frauen rund um den Kölner 

Hauptbahnhof in der Silve-

sternacht haben Empörung über die 

Taten und Kritik
 an der Polizei aus-

gelöst. 
Bundesjustiz

ministe
r Heiko 

Maas (S
PD) sp

rach am Dienstag von 

einer »völlig neue Dimension organi-

sierter Krim
inalität«. Sicherheitsb

e-

hörden und Stadt berieten auf In
itiati-

ve von Oberbürgermeiste
rin Henriette 

Reker (parteilos) Maßnahmen, um 

solche Vorfälle künftig
 zu verhindern.

Nach Polizeiangaben hatten sich 

am Silvesterabend auf dem Bahnhofs-

vorplatz aus einer A
nsammlung von 

mutmaßlich 1.0
00 Personen mehrere 

Gruppen gebildet, die Frauen um-

zingelten, bedrängten und ausraub-

ten. Zeugen hätten die Angreifer als 

Männer beschrieben, die »dem Aus-

sehen nach aus dem arabischen oder 

nordafrik
anischen Raum« stammen. 

Polizeipräsident Wolfgang Albers 

sprach von Sexualdelikten sowie ei-

ner Vergewaltigung, betonte: »W
ir ha-

ben derzeit keine Erkenntnisse
 über 

die Täter«. Die Zahl der Anzeigen 

stie
g am Dienstag auf fa

st 1
00. D

ie 

genauen Umstände blieben zunächst 

ungeklärt. Nach Polizeiangaben sol-

len alle verfügbaren Einsatzkräfte in 

der Nacht vor Ort g
ewesen sein, etwa 

210 Beamte in Spitzenzeiten.

Augenzeugen berichteten in meh-

reren Medien, die Poliziste
n seien 

überfordert gewesen. »Sollten die bis-

herigen Schilderungen zutreffen und 

sich bis z
u tausend Personen an den 

Übergriffe
n beteiligt haben, dann ha-

ben wir es in
 Köln nicht nur m

it einer 

besonders perfid
en Dimension von 

bandenmäßiger Gewaltkrim
inalität zu 

tun, so
ndern auch mit einem eklatan-

ten Fall von Polizeiversagen«, sagte 

Ulla Jelpke, innenpolitis
che Spreche-

rin der L
inksfra

ktion im
 Bundestag. 

Sie betonte ihre Solidarität mit den 

Opfern. »Die Täter m
üssen ermittelt, 

verfolgt, g
estellt u

nd konsequent zur 

Rechenschaft gezogen werden«, er-

klärte Jelpke weiter. A
ls K

onsequenz 

aus den Übergriffe
n plant die Stadt 

Köln ihre Sicherheitsv
orkehrungen 

für Großveranstaltungen wie den Kar-

neval zu verschärfen. OB Reker w
ill 

hierfür Polizei und Bundespolizei 

stärker in die Pflicht nehmen.  (dpa/jW)
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In Österreich begannen Debatten 

von Antifaschisten zur Analyse und 

strategischen Ausrichtung später als 

anderswo. Ein Beitrag zur »Offen-

sive gegen Rechts«. Von Christoph 

Altenburger, David Lang und Hanna 
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ge v
on jW

 er
klär

-

te 
dere

n A
nmeld

er 
Klau

s M
ein

el, 
es 

sei
en noch m

ehr a
ls 

im
 ve

rgangenen 

Jah
r g

ew
ese

n. D
abei 

herr
sch

te 
unter

 

den Dem
onstr

anten
 ein

e d
urch

gehend 

käm
pfer

isc
he Stim

mung – obglei
ch 

viel
e der 

zu großen Teil
en jugend-

lic
hen Teil

nehmer 
die 

Nach
t zuvor 

genutzt
 haben dürfte

n, u
m ei

ne d
er 

ebenfal
ls 

tra
ditio

nell
 an

 dies
em

 Ter-

min in Berl
in sta

ttfi
ndenden politi

-

sch
en Part

ys 
zu besu

chen. D
as 

Wo-

chenende r
und um die 

Rosa-
Luxem

-

burg-Konfer
enz d

er 
jungen W

elt
 am

 

Sam
sta

g und die 
am

 Tag dara
uf f

ol-

gende E
hrung der 

Erm
ordete

n ist
 fü

r 

viel
e l

inke G
ruppen und Part

eie
n der 

politi
sch

e J
ahres

aufta
kt.

Der 
Aufzu

g glie
dert

e s
ich

 in
 Blök-

ke, 
hinter

 dem
 Fronttra

nspare
nt  – 

»Luxemburg, 
Liebknecht, 

Lenin: 

Niem
and ist 

verg
ess

en! Aufst
ehen 

und w
iders

etz
en!« – konnte 

man zu
-

näch
st 

Fahnen dive
rse

r Organisa
tio

-

nen se
hen. D

aru
nter

 die d
er P

art
ei D

ie 

Linke o
der 

der 
Sozia

list
isc

hen D
eut-

sch
en Arbeit

erj
ugend (SDAJ),

 aber 

auch von Migran
ten

verb
änden wie 

der 
wie 

die 
DID

F-Ju
gend. E

s f
olgte 

ein
e g

rößere
 Gruppe d

er 
Marx

isti
sch

-

Leninisti
sch

en Part
ei 

Deutsc
hlan

ds 

(M
LPD), e

in an
tifa

sch
isti

sch
er B

lock, 

dann ei
n in

ter
nati

onali
stis

cher 
sowie 

sch
lie

ßlich
 ein

 Ju
gendblock und ein

er 

der 
Deutsc

hen Kommunisti
sch

en Par-

tei
 (D

KP).

Im
 A

ufru
f z

ur D
em

onstr
ati

on w
ar 

an die a
ntim

ilit
ari

stis
che H

alt
ung vo

n 

Luxem
burg und L

ieb
knech

t e
rin

nert
 

worden. D
ort 

hatt
e e

s g
eheiß

en: »
In 

ihrem
 Geis

te 
– nach

 ihrer
 Klar

heit
 

und Tatk
raf

t s
tre

bend – dem
onstr

ie-

ren
 wir 

frie
dlich

 gegen Krie
ge und 

Ausbeutung, fü
r M

ensch
lich

keit
 und 

Inter
nati

onali
sm

us.«

Die 
von der 

Bundesr
egier

ung in
iti-

ier
te 

Bete
ilig

ung deutsc
her 

Soldate
n 

am
 K

rie
g in

 Syrie
n und der 

Einsat
z 

von Bundesw
ehr-T

ornados 
wurden 

beso
nders

 kriti
sie

rt. 
Auf T

ran
spare

n-

ten
 w

ar 
zu le

sen
: »

Inter
nati

onale
 So-

lid
ari

tät
 heiß

t K
am

pf d
em

 deutsc
hen 

Im
peri

ali
sm

us!«
 und »Bundesw

ehr 

rau
s a

us S
yrie

n«.

Über 
den gesa

mten
 Tag hinweg ka-

men M
ensch

en zu
r G

edenkstä
tte

 fü
r 

Luxem
burg und Lieb

knech
t. T

rotz e
i-

sig
en Regens e

hrte
n au

ch zu
r M

itta
gs-

zei
t – nach

dem
 die 

Dem
onstr

ati
on 

bere
its 

geen
det 

hatt
e –

 G
ruppen vo

n 

Besu
chern

 die R
evo

lutio
näre

.

Zum Jah
res

wech
sel

 1918/19
 hat-

ten
 R

osa 
Luxem

burg und K
arl

 Lieb
-

knech
t die 

Kommunisti
sch

e 
Part

ei 

Deutsc
hlands 

(K
PD) 

gegründet. 

Wenig späte
r bete

ilig
ten

 sic
h beid

e 

am
 Spart

akusau
fst

and. Der 
Revo

lu-

tio
nsve

rsu
ch wurde blutig

 nied
erg

e-

sch
lag

en. L
uxem

burg und Lieb
knech

t 

wurden vo
n re

chten
 Frei

korps g
efa

n-

gengenommen und auf Geheiß
 des 

Sozia
ldem

okrat
en G

usta
v N

oske a
m 

15. Ja
nuar 

erm
ordet.

Im Geist von Rosa und Karl

W
W

W.JUNGEW
ELT.D

E

Katalonien: Einigung  

in letzter Minute

Barcelona. D
ie U

nabhängigkei
tsb

e-

fürworte
r in

 Kata
lonien

 haben sic
h 

am
 W

ochenende in
 let

zte
r M

inute 

auf ei
ne g

em
ein

sam
e R

egionalr
e-

gier
ung ve

rstä
ndigt und so

mit s
onst 

anste
hende N

euw
ahlen

 ve
rhindert

. 

Das 
lib

era
l gepräg

te B
ündnis »

Junts 

pel S
í« und die L

inksal
lian

z C
UP 

ein
igten

 sic
h am

 Sam
sta

g, ei
nen Tag 

vor A
blau

f d
er F

rist
, au

f d
ie W

ahl 

des 
bish

eri
gen Bürgerm

eis
ter

s v
on 

Giro
na, C

arl
es 

Puigdem
ont, z

um 

neuen M
iniste

rpräs
identen

. Z
uvo

r 

hatte
 Amtsin

haber A
rtu

r M
as 

auf 

ein
e e

rneute K
andidatu

r ve
rzi

chtet 

und dam
it e

ine F
orderu

ng der C
UP 

erf
üllt.

 Dies
e h

atte
 im

 W
ahlkam

pf 

ein
e U

nter
stü

tzu
ng des 

lib
era

len
 Po-

liti
ker

s a
usgesc

hlosse
n, dem

 sie
 Kor-

ruptio
n und Sozia

lab
bau vo

rw
irft

.

Junts p
el S

í (G
em

ein
sam

 fü
r 

das 
Ja)

 und die C
UP (K

andidatu
r 

der V
olksei

nheit)
 ste

llen
 se

it d
er 

Regionalw
ahl am

 27
. Septem

ber d
ie 

Mehrheit 
im

 Parl
am

ent. M
as 

sch
ei-

ter
te s

eith
er a

ber m
ehrfa

ch mit d
em

 

Vers
uch, si

ch im
 Amt best

ätig
en zu

 

las
sen

.  

(AFP/jW)

Erneut Angriffe auf 

Flüchtlinge

Ascheberg/Schmitten. Im
 M

ünste
r-

lan
d und im

 Taunus h
aben Unbe-

kannte i
n der N

ach
t zu

m Sonn-

abend Flüchtlin
gsunter

künfte
 an

-

gegriff
en. V

erl
etz

t w
urde n

iem
and. 

In Asch
eberg

 im
 nordrhein

-west
fä-

lisc
hen Krei

s C
oesf

eld
 blieb

en die 

Bew
ohner e

iner A
sylbew

erb
eru

n-

ter
kunft u

nve
rle

tzt,
 als

 am
 frü

hen 

Sam
sta

gmorgen ein
e P

las
tik

fla
sch

e 

mit b
ren

nbare
r F

lüssi
gkeit 

etw
a 

ein
en M

ete
r vo

r d
er H

ausw
and 

entzü
ndet w

urde. M
it F

arb
kugeln

 

wurde in
 der N

ach
t zu

m Sonnabend 

ein
e F

lüchtlin
gsunter

kunft i
m hess

i-

sch
en Schmitte

n (H
ochtau

nuskrei
s) 

besc
hosse

n. D
ie F

arb
kugeln

 wurden 

ver
mutlic

h au
s e

iner P
ain

tballw
aff

e 

abgefe
uert

. F
ür d

ie B
ew

ohner d
er 

Unter
kunft b

est
and nach

 Angaben 

der P
olize

i zu
 kein

er Z
eit 

ein
e G

e-

fah
r. D

er f
ür p

oliti
sch

e S
tra

fta
ten

 

zustä
ndige S

taa
tss

chutz e
rm

itte
lt i

n 

der A
ngele

genheit.
  

(dpa/jW)

»Nach Klarheit und Tatkraft strebend«: D
emonstrationszug im

 Gedenken an die getöteten Revolutionäre (Berlin
, 10. Januar 2015)

PO-MIN
G CHEUNG

Geplatzte Blase

Schwarzseherei u
nd eine prophezeite

 

Kris
e prägen die Beric

hterstat-

tu
ng über C

hinas W
irt

schaft

Gewalttätiger Mob

NPD, P
ro Köln und Pegida geben sich 

als »Frauenrechtle
r«

. S
PD und 

CDU kommen ih
nen entgegen

Mediale Stim
mungsmache

Kampagne gegen Je
remy Corbyn: 

Grossbrit
anniens Labour-Chef 

bild
et S

chatte
nkabinett 

um

Angespannte Weltlage

Die Frie
densbewegung steht 2

016
 vor 

neuen H
erausforderungen. In

ter-

view m
it L

aura von W
im

mersperg 

2

5

6

9
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Mehr a
ls zehntausend erin

nerte
n am Sonntag in

 Berlin
 an die erm

ordeten G
ründer d

er 

KPD. G
roßdemonstra

tio
n m

it a
ntim

ilit
aris

tis
chen Forderungen. Von Sebastian Carlens

wird herausgegeben von  

1. 792 Genossinnen und 

Genossen (Stand 23.12.2015)

n www.jungewelt.de/lpg
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Klare Positionen

Besucherre
kord bei der XXI. In

terna-

tionalen Rosa-Luxemburg-Konfe-

renz der jW
 in Berlin

. Redner ru
fen zu 

Solidarität und zum Kampf gegen 

Neofaschismus und Krieg auf.  

Sahra Wagenknecht erteilt  

»Rot-Rot-Grün« eine Absage

Kein Gott,  k
ein Kaiser, kein Tribun: 

Selber tun!

XXI. In
ternationale

Konferenz

Rosa Luxemburg
9. Ja

nuar 2016 

Tausende gedachten Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts und legten 

 Nelken an der Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin
-Friedrichsfelde nieder
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